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Drucksache V/ 633 


Der Bundesminister des Auswärtigen 

L 1 - 86.13 


Bonn, den, 16. Mai 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Behandlung der SBZ im Rahmen des EWG-Vertrages 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Strobel, Dr. 
Apel, Faller, Seifriz, Liehr und der Fraktion der SPD 
-- Drucksache V/553 “ 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern der Finanzen, für Wirtschaft, für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und für gesamtdeutsciie 
Fragen wie folgt: 


Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat im 
Dezember 1965 im Rahmen einer teciniiscJien Globalentscheidung 
den Niederlanden Erstattungen aus dem EWG-Agrarfonds für 
landwirtsciiaftlidie Ausfuhren in die sowjetisch besetzte Zone 
Deutschlands zugebilligt. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß die Bundesregierung Teile ihrer Beitragszah- 
lungen in den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EAGFL) deswegen vorübergehend ge- 
sperrt hat? Wenn ja, in welchem Umfang, wie lange und mit 
weldier Begründung? 

2. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das am 25. März 
1957 gleichzeitig mit dem EWG- Vertrag in Rom Unterzeichnete 
„Protokoll über den innerdeutschen Handel und die damit zu- 
sammenhängenden Fragen" eine ausreichende Grundlage dafür 
bietet, daß die SBZ von der EWG nicht als ein Drittland im 
Sinne des EWG- Vertrages behandelt werden kann? 

3. Warum hat die Bundesregierung bei der Behandlung und Ver- 
abschiedung der Verordnungen Nr. 25 und 17/64 im Minister- 
rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinsdiaft nicht auf einer 
Regelung bestanden, die die Behandlung der SBZ als Drittland 
von vornherein aussdiloß? 
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4. Was hat die Bundesregierung unternommen, um aufgrund des 
„Protokolls über den innerdeutschen Handel und die damit zu- 
sammenhängenden Fragen" im EWG-Ministerrat einen Beschluß 
herbeizuführen, der die Behandlung der SBZ als Drittland für 
die Zukunft ausschließt? 

5. Trifft es zu, daß wiederholt Agrarerzeugnisse aus EWG-Dritt- 
ländern über die SBZ zoll- und abschöpfungsfrei in die Bundes- 
republik Deutschland eingeführt wurden? 

Der EWG-Ministerrat hat am 11. Mai d. J. Einigung darüber 
erzielt, daß die sowjetisch besetzte Zone Deutschlands von 
der Gemeinschaft nidit als Drittland angesehen wird. Damit 
ist anerkannt, daß die Mitgliedstaaten für ihre Agrarlieferun- 
gen in die SBZ keinen Anspruch auf Erstattungen aus dem 
EWG-Agrarfonds haben und daß derartige Zahlungen nicht 
gewährt werden. Die übrigen Mitgliedstaaten haben sich fer- 
ner dazu bereit erklärt, daß etwaige aus nationalen Mitteln 
finanzierte Maßnahmen zur Förderung ihrer Agrarausfuhren 
in die SBZ Gegenstand von Erörterungen mit der deutschen 
Regierung sein werden. Diese wird mit den interessierten 
Regierungen in Konsultationen eintreten, falls sie befürd:itet, 
daß die nationalen Subventionsmaßnahmen sidi auf das Ver- 
hältnis der Bundesrepublik Deutschland zur SBZ und insbe- 
sondere auf den Interzonenhandel nachteilig auswirken könn- 
ten. Die Zustimmung unserer EWG-Partner bedeutet eine 
Bestätigung unserer Deutschlandpolitik. Voraussetzung für die 
Erzielung dieses Einvernehmens war die deutsche Bereitschaft, 
für die Jahre 1962/63 und 1963/64 und 1964/65 den auf uns 
entfallenden Anteil der Erstattungszahlungen aus dem EWG- 
Agrarfonds ohne Anerkennung eines Rechtsanspruchs unserer 
Partner zu übernehmen. 

Die deutsche Regierung ist auf Grund des Protokolls über 
den innerdeutschen Handel, das ein Bestandteil des EWG- 
Vertrages ist, stets der Auffassung gewesen, daß aus recht- 
lichen und politischen Gründen ein Anspruch unserer Partner 
auf Ausfuhrerstattungen aus dem EWG-Agrarfonds für Lie- 
ferungen in die SBZ nicht besteht. Auf Grund dieser Ver- 
tragslage erschien eine ausdrückliche Regelung nicht erforder- 
lich. Ende 1965 stellte sich bei der Abrechnung des Teiles 
Garantie des Agrarfonds für das Wirtschaftsjahr 1962/63 her- 
aus, daß die Kommission hierbei die Handelsbeziehungen 
anderer Mitgliedstaaten mit der SBZ berücksichtigt hatte. In 
einer Erklärung behielt sie sich jedoch eine Überprüfung ihres 
Standpunktes vor. Bei der anschließenden Diskussion in der 
Gemeinschaft neigten die anderen Mitgliedstaaten zunächst 
der Berechnungsweise der Kommission zu. Demgegenüber hielt 
die deutsche Regierung unter Darlegung ihres Rechtsstand- 
punktes bei der Überweisung ihres Finanzbeitrages für das 
Wirtschaftsjahr 1962/63 rund 21 000 DM zurück, die den deut- 
schen Anteil an den Erstattungen für Lieferungen unserer 
Partner in die SBZ dargestellt hätten. 
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Zu der Frage, ob Agrarerzeugnisse aus Drittländern über die 
SBZ zoll- und abschöpfungsfrei in die Bundesrepublik Deutsch- 
land eingeführt wurden, ist festzustellen, daß der Bundesre- 
gierung keinerlei derartige Tatsachen bekannt geworden sind. 

Im übrigen wird auf die Ausführungen verwiesen, die der 
Staatssekretär des Auswärtigen Amts am 27. Januar d. J. im 
Bundestag zu den Fragen des Abgeordneten Liehr gemacht 
hat, die im wesentlichen den gleichen Sachverhalt betrafen. 


Schröder 
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